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Liebe Freunde, 

die CSU – auch mit eigenen Anträgen aus dem Raum Landshut-Kelheim zur Familienförderung, Erleichterung 
von Grunderwerb der Kommunen für den sozialen Wohnbau und zur Elementarversicherung – hat einen 
sehr erfolgreichen Parteitag hinter sich. Mit unserem neuen Grundsatzprogramm geben wir Antworten auf 
aktuelle und künftige Herausforderungen auf der Grundlage unseres festen Wertefundaments. 

Den Deutschen geht es heute so gut wie nie zuvor: Die Arbeitslosigkeit ist auf den tiefsten Stand in der Region 
Landshut-Kelheim seit 25 Jahren gesunken, die Zahl der Erwerbstätigen erklimmt neue Höchststände. Die 
Wirtschaft ist auf einem stabilen Wachstumspfad. Einkommen und Renten sind kräftig gestiegen. Erstmals 
nehmen wir in einer gesamten Wahlperiode keine neuen Schulden auf.

Trotz dieser Erfolgsbilanz spüren wir, dass die Ängste und Sorgen der Menschen spürbar zugenommen  
haben: Angst vor Kriminalität, vor Terror und Krieg, vor den Folgen der Globalisierung für den sozialen Frieden 
in unserem Land. Wir nehmen diese Ängste ernst und bieten den Menschen unser Programm für eine neue 
Ordnung an: eine Ordnung, die Orientierung gibt, Sicherheit gewährt und Entfaltung ermöglicht. Wir setzen 
uns ein für das freiheitliche Miteinander, die Soziale Marktwirtschaft, den starken Staat und partnerschaft-
liche Sicherheit. Lesen Sie mehr zu unseren Vorstellungen vom Zusammenhalt durch Leitkultur, Fairness 
durch Befähigung, Vertrauen durch Schutz, Handlungsfähigkeit durch Gemeinschaft und vieles mehr auf 
42 kompakten Seiten – es lohnt sich! Klare Ordnung für ein gutes Leben – dafür steht die CSU, dafür stehen 
wir als CSU-Bundestagsabgeordnete in Berlin! 
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Interview

Stracke: Einwanderung in unsere Sozialsysteme 
weiter verhindern

EU-Ausländer sollen künftig erst nach einem Aufenthalt von fünf Jahren in Deutschland An-
spruch auf  Sozialleistungen haben - so der entsprechende Gesetzesentwurf. Stephan Stra-
cke, sozialpolitischer Sprecher der CSU-Landesgruppe,  stellt klar: „Das ist auch eine Frage 
der Gerechtigkeit gegenüber unseren Bürgern.“

Herr Stracke, am Freitag wurde in erster Lesung ein Gesetz beraten, welches den Sozialmissbrauch 
durch EU-Ausländer eindämmen soll. Was steckt hinter dieser Gesetzesinitiative?

Für uns gilt der Grundsatz, dass nur diejenigen in den Genuss von Sozialleistungen kommen, die in dem je-
weiligen Mitgliedstaat längere Zeit gelebt und entsprechende Beiträge entrichtet haben. Wer dagegen noch 
nie in Deutschland gearbeitet hat und für seinen Lebensunterhalt auf staatliche finanzielle Unterstützung 

angewiesen ist, muss existenzsichernde Leistungen im jeweiligen 
Heimatland beantragen. Mit dem Gesetz stellen wir dies sicher. 
Damit stärken wir das Vertrauen in die europäische Idee und die 
Akzeptanz in die Arbeitnehmerfreizügigkeit. Gleichzeitig schützen 
wir die Kommunen vor finanzieller Überforderung.

Warum ist ein solches Gesetz notwendig?

Mit dem Gesetz reagieren wir auf Urteile des Bundessozialgerichts 
von Anfang Dezember 2015, wonach jedem EU-Ausländer späte-
stens nach sechs Monaten Aufenthalt in Deutschland ein Anspruch 
auf Sozialhilfe zusteht. Die Urteile unterlaufen die bestehende 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs und sind nicht 
hinnehmbar. Künftig gibt es für die Betroffenen einen Leistungs-

anspruch im SGB II oder SGB XII erst nach einem fünfjährigen Aufenthalt in Deutschland.

Die CSU-Landesgruppe hatte bereits auf ihren Klausurtagungen Beschlüsse zum Thema Armutsmi-
gration gefasst. Kann man jetzt sagen, was lange währt, wird endlich gut?

Wir setzen weiter alles daran, die Einwanderung in unsere Sozialsysteme zu verhindern. Das ist auch eine 
Frage der Gerechtigkeit gegenüber unseren Bürgern, die mit ihrer Arbeitsleistung einen Beitrag für unsere 
Sozialsysteme leisten. Wir haben hierzu in der Vergangenheit bereits viel erreicht: befristete Wiedereinrei-
sesperren, eine stärkere Bekämpfung von Schwarzarbeit und Scheinselbständigkeit, die Verhinderung des 
Doppelbezuges von Kindergeld. Das Gesetz reiht sich ein in diese Maßnahmen. 

Foto: Henning Schacht

Foto: picture alliance/dpa
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Arzneimittelgesetz

Forschung an nichteinwilligungsfähigen 
Erwachsenen neu geregelt

Lange wurde im Deutschen Bundestag darüber diskutiert, ob es Ausnahmen vom Verbot 
gruppennütziger Forschung an nichteinwilligungsfähigen Erwachsenen, zum Beispiel an 
Demenzkranken, geben soll. Am Freitag stimmte der Bundestag mehrheitlich für eine Neure-
gelung, die diese Forschung erlaubt – unter engen Vorgaben. 

Es handelt sich um die schwierige ethische Frage: Dürfen einwilligungsfähige Erwachsene sich zur Teilnah-
me an späteren klinischen Prüfungen entschließen – auch wenn sie selbst von diesen Forschungen keinen 
Nutzen mehr haben werden und diese zu einem Zeitpunkt stattfinden, an dem die Teilnehmer nicht mehr 
einwilligungsfähig sein werden? Also zum Beispiel bei Demenz.

In der vergangenen Woche stimmten die Abgeordnetes des Deutschen Bundestages in einer Gewissensent-
scheidung für einen Antrag unter anderem von Georg Nüßlein (CSU), der diese gruppennützige Forschung 
an nicht einwilligungsfähigen Erwachsen nur unter strengen Schutzvorgaben zulässt. Voraussetzung für die 
erlaubten gruppennützigen Forschungen ist eine verpflichtende ärztliche Beratung sowie die Vorabeinwilli-
gung der Probanden zu einem Zeitpunkt, an dem die vollständigen geistigen Kräfte noch vorhanden waren. 
Georg Nüßlein unterstrich, dass niemand zur Teilnahme an solchen Studien gezwungen werde. Ein Ausstieg 
sei jederzeit möglich. Mit der Neuregelung, so Nüßlein, werde EU-Recht umgesetzt. 

Am Mittwoch war zuvor ein Antrag abgelehnt worden, der weitgehend an der bisherigen Rechtslage festhalten 
wollte – medizinische Forschung an einer nicht einwilligungsfähigen Person sollte demnach nur dann erlaubt 
sein, wenn ein direkter Nutzen für den Betroffenen zu erwarten ist. Auch ein Antrag, der die Zustimmung 
zu Arzneitests auch ohne vorherige ärztliche Beratung ermöglichen wollte, fand keine Mehrheit. 

Neben dieser Forschungsfrage standen aber auch noch andere Anpassungen im Arzneimittelbereich zur 
Debatte. So soll beispielsweise klargestellt werden, dass eine Abgabe von verschreibungspflichtigen Arz-
neimitteln grundsätzlich nur erfolgen darf, wenn die Verschreibung nach einem direkten Arzt-Patienten-
Kontakt ausgestellt wurde. Außerdem soll das Berufsbild der Apothekerinnen und Apotheker in der Bundes-
Apothekerordnung umfassender beschrieben und die Herstellungserlaubnispflicht des Großhändlers für das 
Umfüllen und Kennzeichnen von Sauerstoff teilweise aufgehoben werden. 

Foto: picture alliance/shotshop
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Neues Filmförderungsgesetz

Mehr gute deutsche Filme

Filme wie Tschick, Toni Erdmann oder Honig im Kopf gehören zu den jüngsten deutschen 
Kassenschlagern in den Kinos – nicht zuletzt dank der deutschen Filmförderung. Am Don-
nerstag verabschiedeten die Abgeordneten ein neues Filmförderungsgesetz, mit dessen Hil-
fe noch mehr gute deutsche Filme produziert und in die Kinosäle gebracht werden können.

„Filmförderung heute, das ist Raum schaffen für das kreative Potential der Filmschaffenden, die Freiheit 
der Kunst hochhalten“, betonte Astrid Freudenstein (CSU) in ihrer Rede. Sie erinnerte an den Zweck der 
Förderung:  den Kinofilm als Kultur- und als Wirtschaftsgut zu fördern. Es geht darum, positive Rahmenbe-
dingungen für die Produktion von Kinofilmen sicherzustellen. Dabei leistet die Filmbranche selbst durch 
eine Filmabgabe an die Filmförderungsanstalt FFA einen wesentlichen Beitrag zum Filmförderungssystem 
in Deutschland. Daran wird auch in Zukunft festgehalten. 

Spürbare Verbesserungen erreicht

Mit der Novelle des Filmförderungsgesetzes werden spürbare Verbesserungen erreicht: „Wir wollen mehr 
Klasse statt Masse“, so Freudenstein. So wird es eine verstärkte Förderung für Drehbücher geben, um den 
deutschen Qualitätsfilm zu stärken. Auch wird die Förderung von Kinder- und Dokumentarfilmen verbessert. 
Zudem schafft das neue Gesetz Regeln, die beispielsweise Erleichterungen für die Produzenten beim Eigenan-
teil der Fördersumme vorsehen oder die eine Verschlankung und Professionalisierung der Fördergremien zum 
Ziel haben. Auch gibt es Verbesserungen für Menschen mit Seh- und Hörbehinderungen: Als Bedingung für 
Förderhilfen muss in den Kinos eine barrierefreie Fassung des Films in Kinoqualität vorliegen. Neu sind auch 
Förderhilfen für die medienpädagogische Begleitung von Kindern und Jugendlichen bei Kinoaufführungen. 

Bayern als gutes Beispiel für regionale Filmförderung 

Freudenstein wies aber auch auf die regionale Filmförderung hin: Allein im vergangenen Jahr seien 45 Filme in 
Bayern produziert worden, der Freistaat sei zudem das Bundesland mit den meisten Kinos und Spielstätten. 

Nötig wurde eine Neuregelung des Filmförderungsgesetzes, weil die verpflichtende Zahlung einer Filmabgabe 
an die Filmförderungsanstalt FFA zum 31. Dezember ausläuft. 

Foto: picture alliance/dpa
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Türkei

Debatten über Missstände in der Türkei und den 
Kampf gegen den IS 

Verhaftete Journalisten, unterdrückte Opposition: Die aktuelle Lage in der Türkei lässt 
Grund zur Sorge und war deshalb Thema einer vereinbarten Debatte im Deutschen Bundes-
tag. Außerdem stimmten die Abgeordneten am Donnerstag für eine Verlängerung des Ein-
satzes gegen den Islamischen Staat, der von Incirlik (Türkei) aus koordiniert wird.  
Hans-Peter Uhl und Julia Obermeier sprachen für die CSU-Landesgruppe zu den jeweiligen 
Tagesordnungspunkten. Ihre wichtigsten Aussagen im Überblick: 

Hans-Peter Uhl 

…zur Situation in der Türkei: 

Die Türkei verstößt ganz unzweifelhaft mit ihren Fehlentwicklungen gegen alle Grundprinzipien unserer 
europäischen Werteordnung. Dem von der EU vielbeschworenen Raum der Freiheit, der Sicherheit und des 
Rechts hat „Sultan“ Erdogan demonstrativ den Rücken gekehrt.

…zu den Konsequenzen für Deutschland und Europa: 

Die Türkei ist nun mal das geografische Scharnier zwischen uns, Europa, und dem Nahen Osten. Und so 
wird es auch bleiben. … Wir haben immer gesagt: Wir brauchen wegen der Scharnierfunktion eine Heran-

führung der Türkei an die Europäische Union. 
Das heißt, die privilegierte Partnerschaft, 
die wir entwickelt haben, war von Anfang an 
der richtigere Weg….Angesichts der Entwick-
lungen erwartet man von uns klare Kante; 
denn die Türkei ist wohl auf dem Weg, nicht 
mehr nur Transitland für Flüchtlinge zu sein, 
sondern wird leider Gottes auch Herkunfts-
land kurdischer Flüchtlinge. In einer solchen 
Zeit wäre es unverantwortlich, der Türkei 
eine Visaliberalisierung zu gewähren. Wir sind 
strikt gegen die Visaliberalisierung.

Foto: picture alliance/dpa

>  weiterlesen

https://twitter.com/csu_bt/status/796707075690823681
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Julia Obermeier 
…. zum Truppenstützpunkt Incirlik in der Türkei mit Blick auf die aktuelle Situation:

Kommende Woche reise ich zur NATO-Parlamentstagung nach Istanbul. Dort werde ich, dort werden wir die 
Missstände offen ansprechen, und wir werden 
die Türkei an die Werte erinnern, auf denen 
die NATO aufbaut. … Aber ich stelle fest: Der 
NATO-Luftwaffenstützpunkt in Incirlik ist heu-
te der strategisch wichtigste Ausgangspunkt im 
Kampf gegen den IS. … Ich erinnere noch einmal 
daran: Unsere Soldatinnen und Soldaten sind 
nicht wegen der Türkei in Incirlik, sondern um 
den IS zu bekämpfen.

…zur Verlängerung des Anti-IS-Mandats:

Gerade jetzt, im entscheidenden Kampf um die IS-Hochburgen Mosul und Rakka, dürfen wir die interna-
tionale Allianz nicht im Stich lassen. Unsere Männer und Frauen in Uniform werden dringend gebraucht. 
Beispielsweise stellen sie die Luft-Luft-Betankung, und sie tragen zu einem umfassenden Lagebild bei. Die 
Tornado-Aufklärungsflugzeuge liefern gestochen scharfe Bodenaufnahmen des Gebiets, in dem der IS sein 
Unwesen treibt. Zukünftig werden wir uns an AWACS-Aufklärungsflügen der NATO beteiligen und die besten 
Bilder für die Luftraumüberwachung bereitstellen.

https://twitter.com/Julia_Obermeier/status/796775481102180352
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>  weiterlesen

Gesprächskreis Islam

Ednan Aslan: Islamistischen Terror nicht auf 
religiösen Analphabetismus zurückführen

Welche Rahmenbedingungen braucht muslimisches Leben in Deutschland? Dazu diskutier-
ten beim Islam-Gesprächskreis der CSU-Landesgruppe am Donnerstag Heinrich de Wall, 
Professor für Kirchenrecht an der Universität Erlangen, und Ednan Aslan, Professor für 
islamische Studien an der Universität Wien. Aslan unterstreicht in seinem Gastbeitrag, dass 
den muslimischen Organisationen selbst eine zentrale Verantwortung bei der Integration 
zukommt.

VON PROFESSOR EDNAN ASLAN

Nach den Anschlägen und wachsenden Strukturen des politischen Islams macht sich quer durch Europa eine 
Ratlosigkeit und Verunsicherung breit. Es ist wieder die Rede von einer nie dagewesenen Herausforderung, 
vor der die westliche Gesell-
schaft stehe, und es erhebt sich 
abermals die Frage, wie diesem 
Phänomen beizukommen sei. 

Ohne sachliche Debatte über die 
Motive des politischen Islams, 
ohne ausführliche Befassung mit 
seinen politischen, wirtschaftli-
chen und theologischen Wurzeln 
kann und wird es nicht gelingen, 
dieser akuten Gefährdung Euro-
pas auf angemessene Weise und 
wirksam entgegenzutreten. Zu-
nächst gilt es, sich vor Augen zu 

Foto: CSU-Landesgruppe

Foto: CSU-Landesgruppe
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führen, dass der politische Islam nicht über Nacht ein fester Bestandteil der europäischen Ballungszentren 
geworden ist – nicht nur gut informierte Kreise wissen, dass es ganz bestimmte Gegebenheiten sind, die 
Europa in den vergangenen Jahren zu einem wahren Magneten für den politischen Islam gemacht haben. 
Namentlich sind gewisse ausländische Staaten mit ihren religiösen und wirtschaftlichen Strukturen seit 
den 1980er Jahren in diesem Europa aktiv, bis zur Gegenwart konnten diese durch großzügige finanzielle 
Förderung gewährleisten, dass die Moscheen und islamischen Vereinsstrukturen immer noch fest in ihren 
Händen sind. 

Politische, soziale aber auch theologische Gründe

Dass sich die islamischen Strukturen derart anfällig für den politischen Islam erweisen, hat neben politi-
schen und sozialen eben auch dezidiert theologische Gründe. Diese werden von den Muslimen selbst kaum 
wahrgenommen beziehungsweise aufgezeigt werden, was freilich die Voraussetzung für eine entschiedene 
Ablehnung wäre. So darf der im Namen des Islams verübte Terror nicht – wie immer wieder behauptet – auf 
religiösen Analphabetismus zurückgeführt werden: Diese jungen, ideologisch fanatisierten Menschen, die 
weltweit mit einschlägigen Aktionen in Erscheinung treten, sind aufgrund ihrer Ausbildung in Sachen klas-
sischer Lehre weit umfassender und intensiver gebildet als Imame in gewöhnlichen Moscheegemeinden. 
Die Gewalt, die von diesen jungen Menschen ausgeht, hat demnach sehr wohl theologische Hintergründe. 

Muslimische Organisationen müssen für Integration sorgen

Solange es aber möglich ist, dass ein bestimmtes Islamverständnis die Errichtung des sogenannten „Isla-
mischen Staats“ als religiösen Auftrag sieht, solange jegliche Kritik am Islam mit der Keule der Islamophobie-
Ideologie zum Verstummen gebracht wird, solange an der Verfestigung eines Bildes gearbeitet wird, welches 
den Westen als Feind des Islams darstellt und junge Menschen zur Vernichtung der selbst geschaffenen 
Feinde zum Angriffsjihad motiviert werden, ist die Wiederholung solcher Anschläge in den Zentren Europas 
nur eine Frage der Zeit. Gleichwohl soll dieser Versuch einer knappen Darlegung der Gründe für islamisch 
motivierte Gewalt kein Anlass für Hoffnungslosigkeit oder Verzweiflung sein; er soll vielmehr den Anstoß 
geben zu einer sachlichen Debatte über wirksamere Integrationsmaßnahmen für die in Europa lebenden 
Muslime. Doch dabei kommt den muslimischen Organisationen eine zentrale Verantwortung zum Handeln 
zu – mit oberflächlichen Verurteilungen, die innergemeinschaftlich keinerlei Konsequenzen haben, können 
solche Probleme nicht gelöst werden. Denn diese werden ja teilweise aus Nachlässigkeit und aus Angst, 
politisch nicht korrekt zu handeln, selbst produziert. Eine berechtigte Frage, die ohne Rücksicht auf Politi-
cal Correctness zu beantworten wäre, ist sicherlich jene, ob sich die muslimischen Organisationen, unter 
dem Einfluss der ausländischen Staaten, für eine echte Integration einsetzen können. Mit Milli Görüs, der 
Muslimbruderschaft oder der seit einigen Jahren sehr stark politisierten ATIB/DITIB dürfte dies jedenfalls 
kaum zu verwirklichen sein. 
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Sechster Bildungsbericht

Positive Entwicklungen im deutschen Bildungssystem

Bildungsstand der Bevölkerung

ohne Hauptschulabschluss

Allgemeine Hochschulreife

29,6 % 

8 %

41 %

5,8 %

20142006

90 %

97 %

unter 3-Jährige

22 %
38 %

3- bis 6-Jährige

ohne Migrationshintergrund
mit Migrationshintergrund

Besuch einer Kindertagesstätte
(2015)

90 %
97 %

„Bildung in Deutschland 2016“ – über dieses Thema diskutierten die Abgeordneten des Deut-
schen Bundestages am Freitag. Grundlage war der von einer unabhängigen wissenschaftli-
chen Autorengruppe erstellte sechste Bildungsbericht. 

Die Forscher berichten darin über positive Entwicklungen im deutschen Bildungssystem und stellen fest, 
dass die Ausgaben für Bildung, Forschung und Wissenschaft in den vergangenen Jahren kontinuierlich ge-
stiegen sind, auf rund 266 Milliarden Euro im Jahr 2014. Bildungsstand und Bildungsbeteiligung haben sich 
laut Bericht positiv entwickelt. Eine wesentliche Herausforderung bleibt aber der weiterhin bestehende Zu-
sammenhang zwischen sozialer Herkunft und Bildungserfolg. Auch auf die Qualifizierung im unteren Bereich 
sowie die Steigerung der Qualität in den Bildungsangeboten und sich abzeichnende regionale Unterschiede 
sollte verstärkt geachtet werden. In seinem Schwerpunktkapitel befasst sich der Bericht nach zehn Jahren 
erneut mit dem Thema „Bildung und Migration“.

Quelle: Sechster Bericht „Bildung in Deutschland 2016“ 

Ausgaben
für Bildung und Forschung 

2014 
265,5 Mrd. Euro

(9,1 Prozent des BIP)
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#CSUPT16

Die CSU-Landesgruppe auf dem Parteitag 2016
#CSUPT16 in München: Vergangene Woche fand der CSU-Parteitag 2016 statt. Es ging um 
Inhalte und die Leitlinien der Partei. Auch die Abgeordneten der CSU-Landesgruppe waren in 
München dabei. Was sie getwittert haben, lesen Sie hier:

https://twitter.com/csu_bt/status/794579393872101377
https://twitter.com/DerLenzMdB/status/794563426135801856/photo/1?ref_src=twsrc%5Etfw
https://twitter.com/Julia_Obermeier/status/794540703753838593/photo/1?ref_src=twsrc%5Etfw
https://twitter.com/GudrunZollner/status/794561273367298048
https://twitter.com/VolkerUllrich/status/794853995860922369
https://twitter.com/dieAlbsteigerin/status/794614688348798980
https://twitter.com/DoroBaer/status/794533108955709440?lang=de
https://twitter.com/DoroBaer/status/794549074200502273/photo/1?ref_src=twsrc%5Etfw
https://twitter.com/AndiScheuer/status/794839864902557696?lang=de
https://twitter.com/StefingerMdB/status/794904229383208960
https://twitter.com/Julia_Obermeier/status/794541716544036864
https://twitter.com/JohannesSingham/status/794806232192348161?ref_src=twsrc%5Etfw
https://twitter.com/DoroBaer/status/794578138839846913?lang=de
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Die CSU-Landesgruppe im Internet
www.csu-landesgruppe.de

Newsletter 
www.csu-landesgruppe.de/csu-newsletter 
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Foto Editorial: 
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ausschließlich der Information und darf während eines 
Wahlkampfes nicht zum Zwecke der Wahlwerbung 
verwendet werden.

Wie lassen sich Kinderehen verhindern? Ein Fachgespräch.

Kongress „Frauen als Motor der Integration“

Bei der Integration der bleibeberechtigten Flücht-
linge kommt Frauen eine besondere Rolle zu: Sie 
sind der Schlüssel zur Integration anderer. Wie 
das am besten geschehen kann war Thema des 
Kongresses „Frauen als Motor der Integration“, zu 
dem die Unionsfraktion Montag nach Berlin geladen 
hatte. Zentral ist der Wert der Gleichberechtigung, 
da waren sich die Podiumsteilnehmer einig – Frauen 
müssten von Anfang an die gleichen Rechte und 
Chancen haben wie Männer. Der Vorsitzende des 
Familienausschusses, Paul Lehrieder (CSU), betonte 
abschließend: „Wenn wir es nun gemeinsam schaf-
fen, dass das Miteinander und die Integration mit all 
ihren Aspekten besser gelingen, dann wäre dies nicht 
nur für die Menschen, die zu uns kommen, sondern 
auch für unsere Gesellschaft insgesamt ein großer 
Gewinn.“

Fachgespräch „Religiöse Vielfalt in Deutschland“

Was bedeutet eine wachsende Zahl unterschied-
licher Religionen für das bewährte Verhältnis zwi-
schen Staat und Kirchen in Deutschland? Welche He-
rausforderungen kommen auf Staat und Gesellschaft 
künftig zu und sind gesetzgeberische Maßnahmen 
notwendig? Mit diesen Fragen beschäftigte sich ein 
weiteres Fachgespräch der CDU/CSU-Fraktion im 
Deutschen Bundestag. Thomas Silberhorn (CSU), 
Parlamentarischer Staatssekretär beim Bundes-
entwicklungsminister, machte deutlich, dass es 
Gemeinsamkeiten in allen Religionsgemeinschaften 
gebe, wie das Prinzip der Gegenseitigkeit oder die 
Hinwendung zu den Armen. Er mahnte jedoch, „dass 
wir von Religionsgemeinschaften einfordern müssen, 
dass die Antworten, die sie geben, global einsetzbar 
sind. Sonst werden wir die Grundlagen gegenseitigen 
Respekts und Toleranz nicht umsetzen können.“
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Kinderehen sind mit den Werten unseres Landes unvereinbar – dieses 
klare Bekenntnis gaben alle Podiumsteilnehmer des Fachgesprächs 
ab, das ebenfalls diese Woche von der Unionsfraktion im Bundestag 
veranstaltet wurde. Der bayerische Staatsminister der Justiz Winfried 
Bausback (CSU) machte deutlich, dass eine klare Regelung für die 
Handhabung von Ehen unter 16 nötig sei und verwies auf den von ihm 
erarbeiteten Regelungsvorschlag mit einer Nichtigkeitslösung. Die Be-
hörden müssten zudem vom ersten Tag an Interventionsmöglichkeiten 
haben. Er betonte: „Wenn nicht wir als westliche Demokratie ein klares 
rechtliches Signal aussenden, wer soll denn dann überhaupt für eine 
wirksame Lösung eintreten.“
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Pleyer Landshut
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